
Wir, die Unterzeichnenden, Organisationen und Aktivisten aus der ganzen 
Welt, sind aktive Teilnehmer der Bewegung, Gerechtigkeit für die 
Überlebenden der Militärsklaverei des japanischen Kaierreichs von den 
1930er Jahren bis zum Ende des Zweiten Weltkrieges, zu erreichen. Diese 
Frauen werden euphemistisch als „Trostfrauen“ bezeichnet. 

Im August des Jahres 1991 brach Kim Hak-Soon ihr Schweigen und 
seitdem schärfen diese Frauen aus Korea, China, Taiwan, den Philippinen 
und anderen Ländern, zusammen mit politischen Lobbygruppen, 
unermüdlich das globale Bewusstsein. Auch stellen sie Japan und seine 
endlosen Versuche in Frage, die Verbrechen gegen die Menschheit zu 
leugnen, herunterzuspielen und auszulöschen. Gemeinsam haben diese 
Kräfte für die Lösung des Problems eine Liste von sieben Forderungen, die 
auf internationalen Standards und Gesetzen basieren, angefertigt: 

1. Es muss ein völliges Eingeständnis dieses Verbrechens seitens der 
japanischen Regierung geben. 

2. Es muss eine offizielle Entschuldigung geben. 
3. Es muss direkte, rechtmäßige Reparationen geben. 
4. Es sollte eine gründliche Untersuchung des Verbrechens stattfinden. 
5. Eine strafrechtliche Verfolgung aller überlebenden Täter. 
6. Fortlaufende Unterrichtung in den öffentlichen Schulen Japans. 
7. Denkmäler und Museen sollten gebaut werden. 

Im Dezember 2015 taten sich die japanische und die koreanische 
Regierung zusammen und beschlossen eine zutiefst problematische 
Vereinbarung, von der sie behaupteten, sie würde „endgültig und 
unwiderruflich“ die Problematik lösen und beenden. Es wurden jedoch 
weder die koreanischen Überlebenden in diese Verhandlungen 
einbezogen, noch die Überlebenden aller anderen betroffenen Länder. Die 
sieben Forderungen wurden vollständig ignoriert. 

Die Überlebenden, die zu mutigen Aktivistinnen geworden sind, wiesen die 
gesamte Vereinbarung sofort zurück. Aktivisten aus der ganzen Welt traten 
ihnen bei. Sie verurteilten gemeinsam und ausnahmslos die Vereinbarung 
zwischen Abes und Parks Regierung als Betrug und verlangten eine 
Neuverhandlung. 

Seit dem Abkommen von 2015 startete die japanische Regierung eine 
internationale Kampagne - besonders in den USA - um sämtliche 



Bestrebungen, diese Geschichte zu bewahren, zu untergraben. Sie 
versuchte das Errichten von Denkmälern von Atlanta bis San Fransisco 
und Freiburg zu untergraben und zu stoppen. Die japanische Regierung 
versuchte sogar in die Entwicklung von neuen Schulbüchern und 
Schulcurricula in den USA einzugreifen. Tatsächlich benutzte die 
japanische Regierung die Vereinbarung von 2015, um die staatliche 
Verantwortung eines der größten Fälle institutionalisierten Sexhandels in 
der Geschichte der Menschheit zu leugnen und ihr auszuweichen. 

Daher verlangen wir, dass die südkoreanische Regierung und ihr neuer 
Präsident Moon Jae-In sofort die nötigen Schritte einleitet, um das jetzige 
Abkommen als ungültig zu erklären. Außerdem sollen sie mit Japan erneut 
Verhandlungen beginnen, die die sieben Forderungen der Überlebenden 
und die internationalen Standards erfüllen. Wir bitten darum, dass die 
folgenden vier Punkte in den Neuverhandlungen reflektiert werden. 

1. Überlebende Aktivistinnen aller betroffener Länder müssen einen 
Platz am Tisch haben und ihre Wünsche und Sorgen müssen den 
Kern der Verhandlungen bilden. 

2. Alle führenden Gruppen von Aktivisten, wie die Korean Council for 
the Women Drafted for Military Sexual Slavery by Japan und das 
House of Sharing, sowie andere Schlüsselgruppen und 
Einzelpersonen aus Opferstaaten müssen aktiv an den 
Verhandlungen teilnehmen können. 

3. Alle Regierungen der Länder, aus denen Überlebende stammen, 
sollten eingeladen werden teilzunehmen und/oder die Gelegenheit 
bekommen auszusteigen, sollten sie dies wollen. 

4. Alle sieben Hauptforderungen der Überlebenden, die nach 
internationalen Standards formuliert wurden, sollten verhandelt 
werden. 

Die Zeit drängt. Jeden Monat hören wir von dem Ableben einer weiteren 
Überlebenden. Wir wissen, dass verzögerte Gerechtigkeit verweigerte 
Gerechtigkeit ist, und je länger Gerechtigkeit verweigert wird, desto 
weniger frühere „Trostfrauen“ werden am Leben sein, um teilzuhaben. Im 
Kern ist dies ein Problem der Menschenrechte. Sich den Überlebenden 
gegenüber richtig zu verhalten ist ein entscheidender Schritt auf dem Weg, 
die andauernde Tragödie modernen Sexhandels und Kriegsverbrechen 
gegen Frauen zu thematisieren. 



Wir halten die südkoreanische Regierung und Präsident Moon dazu an, so 
schnell wie möglich auf die Realisierung von Gerechtigkeit für die 
Überlebenden hinzuarbeiten und diese Arbeit zu priorisieren, bevor wir 
noch mehr Überlebende verlieren. 


